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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 345/14 B 
 
L 34 AS 950/14 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 204 AS 17240/11 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………..………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Berlin Friedrichshain-Kreuzberg, 
Rudi-Dutschke-Straße 3, 10969 Berlin, 
 
 Beklagter und Beschwerdeführer. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. März 2015 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter   Prof. Dr. B e c k e r     

und   Dr.  F l i n t   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 14. November 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Beklagte hat dem Kläger seine außergerichtlichen Kosten des Beschwerdeverfahrens zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Urteil des Landes-

sozialgerichts (LSG) Berlin-Brandenburg ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 

iVm § 169 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>).  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist die Revision ua zuzulassen, wenn das Urteil des LSG von einer 

Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht. 

Diesen hier allein geltend gemachten Zulassungsgrund hat der Beklagte in der Begründung der 

Beschwerde nicht iS des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig bezeichnet. 

 

Für die Bezeichnung einer Abweichung (Divergenz) ist aufzuzeigen, mit welcher genau be-

zeichneten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage die angefochtene Entscheidung des 

LSG von welcher ebenfalls genau bezeichneten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage 

des BSG abweicht. Eine Abweichung liegt nicht schon vor, wenn die angefochtene Entschei-

dung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das BSG aufgestellt hat, weil die Unrichtigkeit 

einer Entscheidung im Einzelfall nicht die Zulassung einer Revision wegen Abweichung recht-

fertigt. Erforderlich ist vielmehr, dass das LSG diesen Kriterien widersprochen und über den 

Einzelfall hinausgehende andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die - behauptete - 

Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die fehlende Übereinstimmung im Grund-

sätzlichen vermag die Zulassung der Revision wegen Abweichung zu begründen. Die Be-

schwerdebegründung muss deshalb erkennen lassen, dass das LSG dem BSG widersprochen 

und von den bezeichneten rechtlichen Aussagen des BSG abweichende, dh mit diesen unver-

einbare eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29, 

54 und 67; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgericht-

lichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX. Kap, RdNr 196 mwN).  

 

Dem genügt die Beschwerdebegründung des Beklagten nicht, denn sie lässt insbesondere 

nicht erkennen, ob die in ihr bezeichnete Nichtübereinstimmung eines abstrakten Rechtssatzes 

im angefochtenen Urteil des LSG mit einem abstrakten Rechtssatz des BSG im Urteil vom 

23.8.2011 - B 14 AS 165/10 R - darauf beruhen kann, dass das LSG dem BSG widersprochen 

hat. Die Beschwerdebegründung zeigt nur auf, dass sich die in ihr wiedergegebenen abstrakten 

Rechtssätze des BSG und des LSG widersprechen. Doch ist damit zunächst allenfalls eine 

Unrichtigkeit der Entscheidung dargetan, falls die wiedergegebenen abstrakten Rechtssätze für 

die Entscheidungen des BSG und LSG jeweils tragend gewesen sein sollten, was sich aus der 

Beschwerdebegründung indes nicht ergibt. Nicht aber ist damit auch bereits eine Divergenz iS 

des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG schlüssig bezeichnet. Die Begründung hält es vielmehr für 

"unerheblich", ob das LSG die Rechtsprechung des BSG "bei seiner Entscheidung nicht 

gekannt hat, übersehen oder verkannt hat".  

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

 

Dies trifft nach den dargelegten Voraussetzungen der schlüssigen Bezeichnung einer Diver-

genz nicht zu. Nicht bereits "durch die abweichende Rechtsansicht ist die Rechtseinheit betrof-

fen" - so die Beschwerdebegründung -, sondern im Sinne einer die Revision eröffnenden Ab-

weichung erst dann, wenn das LSG dem BSG widersprochen und in Abweichung vom BSG 

einen anderen rechtlichen Maßstab entwickelt hat. Denn eine mit Hilfe der Revisionszulassung 

zu beseitigende Gefährdung der Rechtseinheit ist nur und erst zu befürchten, wenn die Ausfüh-

rungen des LSG unzweifelhaft die Deduktion des gefundenen Ergebnisses aus einem sich aus 

der Entscheidung selbst wenigstens schlüssig ergebenden Rechtssatz, den das LSG als sol-

chen auch vertreten und einem Rechtssatz des BSG entgegenhalten wollte, erkennen lassen 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). An der schlüssigen Bezeichnung eines in diesem Sinne 

vom LSG bewusst abweichend aufgestellten Rechtssatzes fehlt es indes in der Beschwerde-

begründung. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt in entsprechender Anwendung des § 169 Satz 3 SGG 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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